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des Ausschusses der Sozialpolitik 
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über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
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und den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache IV/2425 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berberich 


Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 ist durch das Gesetz zur Neu- 
regelung der Altershilfe für Landwirte vom 3. Juli 
1961 neugefaßt worden. Mit dem auf Initiativanträge 
der Fraktion der SPD und der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zurückgehenden Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte vom 
23. Mai 1963 wurde das Altersgeld für ein Ehepaar 
von 60 DM auf 100 DM monatlich und das Altersgeld 
für den Alleinstehenden von 40 DM auf 65 DM 
monatlich erhöht. Außerdem wurde die Gewährung 
eines Altersgeldes bei Erwerbsunfähigkeit vorge- 
sehen. 

Der Deutsche Bundestag hatte in einer Entschlie- 
ßung vom 28. März 1963 die Bundesregierung ge- 
beten, die Frage der Einführung der Rehabilitation 
in der Altershilfe und die Einbeziehung der mithel- 
fenden Familienangehörigen zu prüfen und darüber 
zu berichten, eventuell einen entsprechenden Gesetz- 
entwurf vorzulegen. Bevor die Ressortbesprechun- 
gen abgeschlossen waren, wurden die Initiativent- 
würfe der SPD und der CDU/CSU, FDP eingereicht. 
Bei den Beratungen dieser Entwürfe im Ausschuß für 


Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und im Aus- 
schuß für Sozialpolitik wurden die Ergebnisse der 
Ermittlungen der Bundesregierung dargelegt und 
dabei insbesondere auf die Schwierigkeit der zah- 
lenmäßigen Erfassung der mithelfenden Familien- 
angehörigen hingewiesen. Für Forschungsaufträge 
in dieser Richtung konnte keine Stelle gefunden 
werden, so daß überhaupt nur Schätzungen möglich 
sind. 

Dem vorliegenden Gesetz liegen die Initiativan- 
träge der Fraktion der SPD — Drucksache I V/1947 — 
und der Fraktionen der CDU/CSU, FDP — Druck- 
sache IV/2425 “ zugrunde. Sie wurden dem Aus- 
schuß für Sozialpolitik (federführend) und dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
sowie dem Haushaltsausschuß (mitberatend) über- 
wiesen. Der mitberatende Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat die Gesetzentwürfe 
in seinen Sitzungen am 5. November, 3. Dezember 
und 10. Dezember 1964 beraten. Der federführende 
Ausschuß für Sozialpolitik hat die Entwürfe und die 
vom mitberatenden Ausschuß gefaßten Beschlüsse 
in seinen Sitzungen am 7./8. April, 5./6. Mai, 
12. /13. Mai und 20. Mai 1965 behandelt. 
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Der finanzielle Mehraufwand des Gesetzes wird 
sich voraussichtlich auf 178 Mio DM im Jahre 1965 
und auf 325 bis 400 Mio DM im Jahre 1966 belaufen. 

In der allgemeinen Aussprache wurde zum § 1 des 
Gesetzes die Frage der Abgrenzung der Existenz- 
grundlage erörtert und zum Teil Kritik an der 
starren Auslegung einer festgelegten unteren Grenze 
geübt. Es wurde einmütig im Ausschuß festgestellt, 
daß die Formulierung in Absatz 4 „Eine Existenz- 
grundlage ist insbesondere gegeben" den Selbstver- 
waltungen nicht nur die Möglichkeit, sondern sogar 
die Verpflichtung gibt, im Zweifelsfalle die näheren 
Verhältnisse zu prüfen und praxisnah zu entschei- 
den. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu Nr. 1 

Die Neufassung des § 3 Abs. 2 soll klarstellen, 
daß ein unbedingter Anspruch auf Altersgeld für 
Witwen und Witwer auch dann besteht, wenn der 
verstorbene Ehegatte vorzeitiges Altersgeld bezog. 
Die redaktionelle Änderung in § 3 Abs. 4 ergibt 
sich aus der Änderung des Absatzes 2. 

Zu Nr. 2 

Die einstimmig beschlossene Neufassung des § 4 
Abs. 1 stellt ein Kernstück des Änderungsgesetzes 
dar, nämlich die Erhöhung des Altersgeldes von 
100 auf 150 DM für verheiratete Berechtigte und 
von 65 auf 100 DM monatlich für den unverheirate- 
ten Berechtigten. 

Zu Nr. 3 

Die §§ 5 a bis 5 c gehen ihrem Grundanliegen 
nach auf die beiden Initiativgesetzentwürfe zurück 
und regeln erstmalig die Durchführung von Maß- 
nahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Altershilfe. Nach § 5 a Abs. 1 haben 
die landwirtschaftlichen Alterskassen nunmehr die 
Möglichkeit, landwirtschaftlichen Unternehmern 
solche Maßnahmen zu gewähren, wenn durch sie die 
Erwerbsfähigkeit voraussichtlich erhalten, wesent- 
lich gebessert oder wiederhergestellt werden kann. 
Durch die Verwendung der Worte „nach diesem 
Gesetz Beitragspflichtigen" kommt zum Ausdruck, 
daß die Gewährung der Maßnahmen nicht allein 
auf noch aktive landwirtschaftliche Unternehmen 
beschränkt ist, sondern auch für Beitragspflichtige 
nach § 21 des Gesetzes möglich ist. Die Maßnahmen 
können gemäß Absatz 2 ferner Empfängern von vor- 
zeitigem Altersgeld, Ehegatten sowie Witwen und 
Witwern nach diesem Gesetz Beitragspflichtiger ge- 
währt werden. 

Entsprechend der Regelung in § 1236 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung wird auch hier in § 5 a 
Abs. 3 bestimmt, daß die Zuständigkeit anderer 
durch Gesetz verpflichteter Stellen durch die neu 


begründete Zuständigkeit der landwirtschaftlichen 
Alterskassen nicht berührt wird. Damit wird zu- 
gleich klargestellt, daß eine Änderung der Vor- 
schriften sonstiger Sozialleistungsgesetze, z. B. der 
Nachrangbestimmung des § 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundessozialhilfegesetzes, nicht bewirkt wird. 

§ 5 umschreibt im einzelnen die in Betracht kom- 
menden Maßnahmen. Er bestimmt ferner in Ab- 
satz 1, daß die „landwirtschaftlichen Alterskassen 
und der Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen" zum Zwecke der Durchführung dieser 
Maßnahmen Zusammenarbeiten. Der Ausschuß ging 
bei der Beschlußfassung über diese Vorschrift davon 
aus, daß der Gesamtverband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen als Koordinierungsstelle für den 
Einsatz von Ersatzkräften (Betriebshelfer) wirksam 
werden soll. Darüber hinaus wird es zu den koordi- 
nierenden Aufgaben des Gesamtverbandes gehören, 
einen Bettenausgleich herbeizuführen und allge- 
meine Richtlinien z. B. über Dauer und Art der 
Heilbehandlung, über den Inhalt der Arztverträge 
u. a. aufzustellen. Als Maßnahmen der Rehabilita- 
tion im einzelnen werden die stationäre Heilbe- 
handlung und die Gewährung von Ersatzleistungen 
genannt. Die stationäre Heilbehandlung umfaßt 
Maßnahmen in „bestehenden" Einrichtungen, wie 
Krankenanstalten, Heilstätten usw. Darin kommt die 
Auffassung der Mehrheit des Ausschusses zum Aus- 
druck, daß die landwirtschaftlichen Alterskassen 
keine eigenen Einrichtungen errichten sollen. Ein 
Antrag auf Streichung des Wortes „bestehenden" 
fand keine Mehrheit. Die Mehrheit des Ausschusses 
war der Meinung, daß zunächst Erfahrungen gesam- 
melt werden müßten, bis möglicherweise zu einem 
späteren Zeitpunkt die Errichtung eigener Einrich- 
tungen durch die landwirtschaftlichen Alterskassen 
sich zweckmäßig erweisen würde. 

Die Gewährung von Ersatzleistungen Ist gemäß 
Absatz 3 auf die Dauer der stationären Heilbehand- 
lung, jedoch höchstens auf 3 Monate begrenzt. 
Neben dieser zeitlichen Begrenzung liegt auch eine 
Begrenzung hinsichtlich des Personenkreises vor. 
Ersatzleistungen werden nämlich nur während der 
stationären Heilbehandlung „eines landwirtschaft- 
lichen Unternehmers" gewährt. Den in § 5 a Abs. 2 
genannten Personen sowie den Beitragspflichtigen 
nach § 21 sollen Ersatzleistungen nicht gewährt wer- 
den. Als Ersatzleistung wird zumindest während des 
Anlaufszeitraums in der Regel die Gewährung des 
Ersatzgeldes in Betracht kommen. Die Erfahrung 
Wiird zeigen müssen, in welchem Umfang sich auch 
die Gestellung von Ersatzkräften ermöglichen läßt. 
Wenn § 5b Abs. 3 Satz 3 bestimmt, daß eine Ersatz- 
kraft nicht gestellt werden soll, wenn der landwirt- 
schaftliche Unternehmer ständige familienfremde 
Arbeitskräfte beschäftigt, so kommt hier die Mei- 
nung des Ausschusses zum Ausdruck, daß die vor- 
handenen Ersatzkräfte vorrangig den bäuerlichen 
Familienbetrieben im engeren Sinne zugeführt wer- 
den sollen. Die Formulierung „soll nicht gestellt 
werden" schließt indessen in Einzelfällen die Mög- 
lichkeit nicht aus, Ersatzkräfte auch in solche Be- 
triebe zu entsenden, die ständige familienfremde 
Arbeitskräfte beschäftigen. 
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Mit dem der Alterskasse eingeräumten Recht, 
eine Ersatzkraft zu stellen, werden die Vorschriften 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- | 
losenversicherung nicht berührt. Die Rechtsverhält- 
nisse zwischen der Ersatzkraft und der Alterskasse 
sind so auszugestalten, daß die Alterskasse Arbeit- i 
geber der Ersatzkraft ist und dies auch bleibt, wenn i 
die Ersatzkraft in einem landwirtschaftlichen Unter- | 
nehmen eingesetzt wird. Sie unterliegt auch dann i 
weiterhin den Weisungen der Alterskasse als ihrem ! 
Arbeitgeber. Die Alterskassen können sich bei dem ! 
Einsatz der Ersatzkräfte auch anderen Trägern und ' 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften be- j 
dienen. j 


Zu Nr. 4 

Der in § 6 Abs. 2 angefügte Satz 2 stellt sicher, 
daß auch bei Versäumnis der in Satz 1 genannten 
Antragsfrist von v3 Monaten durch Witwen oder i 
Witwer keine Unterbrechung des Altcrsgeldbezu- ; 
ges eintritt. 


Zu Nr. 5 

Der Ausschuß war mehrheitlich der Auffassung, i 
daß angesichts der beträchtlichen Leistungsverbesse- | 
rungen dieses Gesetzes eine Erhöhung des Beitrags | 
von 12 auf 16 DM monatlich notwendig und ver- : 
tretbar erscheint. Demgegenüber war eine Minder- 
heit der Meinung, daß eine Beitragserhöhung weder i 
erforderlich noch zweckmäßig sei angesichts der Tat- j 
Sache, daß die landwirtschaftlichen Alterskassen 1 
gleichzeitig die im Bundeshaushalt (Einzelplan 10 
Kap. 10 02 Tit. 959) bereitgestelltcn Mittel der In- 
vestitionshilfe für landwirtschaftliche Betriebe aus- 
zahlen sollen. 


Zu Nr. 6 

a) Für den Beginn einer Beitragsbefreiung nach § 9 
Abs. 2 soll es nach Auffassung des Ausschusses 
nicht mehr auf die Einhaltung einer Frist für die 
Antragstellung ankommen. Die Beitragsbefreiung 
soll vielmehr mit Beginn des Monats eintreten, in 
dem die Voraussetzungen erfüllt sind. 

b) Das gleiche gilt für § 9 Abs. 4, in dem der bis- 
herige Satz 2 mit der Frist für die Antragstellung 
gestrichen wurde. Der mitberatende Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat die 
Frage erörtert, ob die Regelung des § 9 Abs. 4 
auch die Fälle der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft erfaßt. Es bestand Übereinstimmung darin, 
daß in diesen Fällen ebenso verfahren werden 
sollte, wie bei Angehörigen einer Erbengemein- 
schaft, da auch die fortgesetzte Gütergemeinschaft 
rechtlich eine Gemeinschaft zur gesamten Hand 
ist. Die Aufzählung weiterer Einzelfälle in § 9 
Abs. 4 wurde indessen nicht für erforderlich ge- 
halten. 


Zu Nr. 7 

Die Neufassung des § 21 scliließt Härtefälle aus, 
die durch Versäumnis der Zweijahresfrist entstan- 
den sind. An der Voraussetzung für die Berechtigung 
zur Weiterentrichtung von Beiträgen — 36 Kalender- 
monate Beitragspflicht — ändert sich auch in Zukunft 
nichts. Lediglich hinsichtlich der Dauer der Beitrags- 
pflicht aufgrund der Erklärung zur Weiterentrich- 
tung hat der Ausschuß eine Änderung dahin gehend 
beschlossen, daß die Beitragspflicht dann bereits vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres endet, wenn vor- 
zeitiges Altersgeld bezogen VvTrd. Damit wird aus- 
geschlossen, daß neben dem Altersgeldbezug noch 
Beitragspflicht besteht, Das Recht zur Entrichtung 
freiwilliger Beiträge wird davon nicht berührt. 


Zu Nr. 8 

Der neu eingefügte § 21 a enthält eine Sonder- 
regelung für Flüchtlinge und Vertriebene, die nicht 
mehr unter den § 27 des Gesetzes fallen, weil sie 
am 1. Oktober 1957 noch nicht das 50. Lebensjahr 
vollendet hatten. Soweit diese Personen bei Wieder- 
eingliederung als hauptberuflicher Landwirt im Bun- 
desgebiet das 50. Lebensjahr bereits überschritten 
hatten, können sie bis zur Vollendung des 65. Le- 
bensjahres die Wartezeit nach § 2 nicht mehr er- 
füllen; ihnen wird deshalb die Möglichkeit einge- 
räumt, für höchstens 90 Kalendermonate Beiträge 
nachzuentrichten, wenn sie mindestens 90 Kalender- 
monate lang beitragspflichtig waren. Die Bundes- 
regierung hat während der Ausschußberatungen 
vorgetragen, daß aufgrund der Zahl der von 1958 
bis 1963 auf Vollerwerbsstellen eingegliederten Ver- 
triebenen und Flüchtlinge (etwa 8300) unter Berück- 
sichtigung der Altersgliederung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge insgesamt angenommen werden 
kann, daß ungefähr 1000 Personen nicht mit 65 Jah- 
ren das Altersgeid erhalten könnten, wenn nicht die 
vorgesehene Möglichkeit der Nachentrichtung ein- 
geräumt wird. 

Zu Nr. 9 

a) Die geltende Fassung des § 26 Abs. 2 ist in der 
Praxis dahin ausgelegt worden, daß die Sonder- 
regelung nur dann Platz greift, wenn der betrof- 
fene Unternehmer tatsächlich eine Familie hat. 
Es entsprach dem Willen des Gesetzgebers bei 
Schaffung dieser Vorschrift, daß der landwirt- 
schaftliche Unternehmer seinen und — nur falls 
vorhanden, auch • — seiner Familie Lebensunter- 
halt allein aus selbständiger Tätigkeit als land- 
wirtschaftlicher Unternehmer bestritten haben 
sollte. Um dieser Absicht zweifelsfreien Aus- 
druck zu geben, beschloß der Ausschuß nunmehr, 
die Worte „und seiner Familie" zu streichen. 

b) Mit der Streichung des Wortes „verheirateten" 
in Absatz 3 wollte der Ausschuß erreichen, daß 
auch alleinstehende Unternehmer sowie ver- 
wandte Mitunternehmer bei Vorliegen der übri- 
gen Voraussetzungen von der Sonderregelung 
erfaßt werden. 
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c) Die bisherige Rechtslage sieht vor, daß das | 
Altersgeld bei Bezug von anderweitigen Renten- | 
oder Versorgungsleistungen um höchstens bis j 
zur Hälfte gekürzt wird, sofern nicht für 90 | 
Kalendermonate Beiträge zur Altershilfe für j 
Landwirte entrichtet sind. Die große Mehrzahl 
derjenigen, die nach dem 1. April 1965 alters- 
geldberechtigt werden, hat inzwischen für 90 Ka- 
lendermonate Beiträge entrichtet. Im Ausschuß 
wurde beantragt, die Kürzungsvorschrift auch für 
die Altersgeldcr des Bestandes zu streichen mit 
der Wirkung, daß ab Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes keinerlei Kürzungen (mit Ausnahme der 
vorzeitigen Altersgelder, s. §4 Abs. 5) mehr statt- 
finden. Dieser Antrag wurde mit Mehrheit ab- 
gelehnt, weil die daraus resultierende finanzielle 
Mehrbelastung nicht vertretbar erschien. Der 
Ausschuß beschloß, daß Altersgeld in Zukunft um 
höchstens ein Viertel, statt bisher um die Hälfte 
zu kürzen. 


Zu Nr. 10 I 

a) Die Streichung der Worte „an diesem Tage" in 

§ 27 Abs. 1 kommt solchen Landwirten zugute, 
die wegen besonderer Umstände zwar die übri- 
gen Voraussetzungen dieser Vorschrift erfüllen, 
jedoch zufällig am 1. Oktober 1957 nicht land- j 
wirtschaftlicher Unternehmer waren. Dies gilt 
insbesondere für Pächter und Vertriebene, die 
erst nach dem Stichtag wieder eingegliedert 
wurden. i 

b) Vergleiche die Ausführungen zu Nr. 9 c). 

c) Die Verv/eisung auf § 26 Abs. 9 muß entfallen, 
weil sich in den Fällen des § 27 die Anspruchs- 
berechtigung bei gemeinsamer Betriebsführung 
durch Ehegatten nach der Beitragsentrichtung 
regelt (vgl. § 9 Abs. 6). 

d) Die redaktionelle Klarstellung ist wegen der 
vom Ausschuß beschlossenen Neufassung des § 3 
Abs. 2 notwendig. 


Zu Nr. 11 1 

Da landwirtschaftliche Unternehmer in den auf 
Grund des deutsch-niederländischen Ausgleichsver- 
trages vom 8. April 1960 in die Bundesrepublik ein- 
gegliederten Gebieten in der Zeit bis zum 31. Juli 
1963 keine Beiträge zur Altershilfe entrichten konn- 
ten, mußte eine Ausnahmeregelung vorgesehen wer- 
den mit dem Ziel, diese Landwirte hinsichtlich ihrer 
Rechte aus dem GAL mit den Landwirten des übri- 
gen Bundesgebietes gleichzustellen. Dem dient der 
neu eingefügte § 27 a des Entwurfs. 

Der ebenfalls neu eingefügte § 27 b stellt sicher, ^ 
daß Empfänger eines vorzeitigen Altersgeldes wäh- 
rend der Übergangszeit, in der sie noch nicht 180 
Kalendermonate lang Beiträge entrichten konnten, 
nach Erreichen der Altersgrenze nicht schlechter ge- 
stellt sind als die Empfänger eines normalen Alters- j 
geldes. 


Zu Nr. 12 

Die neu eingefügten §§ 28 a bis 28 c regeln die 
Einbeziehung der mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen in die Altershilfe für Landwirte. Da die Zahl 
der mitarbeitenden Familienangehörigen in der 
Landwirtschaft in Zukunft immer mehr zurückgehen 
dürfte und jüngere Personen in zunehmendem Maße 
in einem Arbeitsverhältnis stehen und damit als 
Arbeitnehmer versicherungspflichtig sind, hielt es 
der Ausschuß für zweckmäßig, eine Übergangsrege- 
lung vorzusehen für diejenigen Personen, die die 
Wartezeit für das Altersruhegeld aus der Renten- 
versicherung der Arbeiter nicht mehr erfüllen kön- 
nen. § 28 a Abs. 1 sieht deshalb vor, daß nur mit- 
arbeitende Familienangehörige, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen Altersgeld 
erhalten. Der in Drucksache lV/1947 enthaltene Vor- 
schlag der SPD-Fraktion, alle mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen in der Landwirtschaft in die Alters- 
hilfe einzubeziehen, wurde vom Ausschuß nicht 
aufgenommen. 

Die Einbeziehung der mitarbeitenden Familien- 
angehörigen erfolgt dadurch, daß diese Beiträge zur 
landwirtschaftlichen Aiterskasse entrichten können 
(§ 28 b Abs. 1). Voraussetzung für die Beitragsent- 
richtung ist, daß sie während der zehn Jahre, die 
dem Inkrafttreten des Gesetzes oder einer etwa vor- 
her eingetretenen Erwerbsunfähigkeit vorausgegan- 
gen sind, mindestens 5 Jahre mitarbeitender Fami- 
lienangehöriger waren. Der zu entrichtende Beitrag 
beträgt die Hälfte des Beitrages, den landwirtschaft- 
liche Unternehmer für den jeweiligen Zeitraum zu 
zahlen haben. Für ältere mitarbeitende Familien- 
angehörige besteht die Möglichkeit, für die Zeit vom 
1. Oktober 1957 an Beiträge nachzuentrichten (§ 28 b 
Abs. 2). 

Die Voraussetzungen für die Gewährung des 
Altersgeldes an mitarbeitende Familienangehörige 
enthält § 28 c Absatz 1. Danach müssen diese Per- 
sonen während der 25 Jahre, die der Vollendung des 
65. Lebensjahres vorausgegangen sind, mindestens 
15 Jahre oder während der 10 einer Erwerbs- 
unfähigkeit vorausgegarigenen Jahre mindestens 
5 Jahre mitarbeitender Familienangehöriger ge- 
wesen sein. Ferner wird gefordert, daß das 65. Le- 
bensjahr vollendet ist oder Erv/erbsunfähigkeit vor- 
liegt, daß der mitarbeitende Familienangehörige 
nicht selbst landwirtschaftlicher Unternehmer ist und 
schließlich, daß er für die Zeit vom 1. Oktober 1957 
an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles Beiträge 
entrichtet hat. Man kann demnach 3 Personen- 
gruppen unterscheiden nämlich: 

a) Diejenigen, bei denen der Versicherungsfall am 
1. Oktober 1957 bereits eingetreten war; sie 
haben überhaupt keine Beiträge zu entrichten. 

b) Personen, bei denen der Versicherungsfall vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetrelen 
ist; sie haben Beiträge vom 1. Oktober 1957 bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles zu entrichten. 

c) Personen, bei denen der Versicherungsfall bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht vorliegt; 
sie haben außer der Nachcntrichlung vom 1. Ok- 
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tober 1957 an auch für die Zukunft bis zum Ein- 
tritt des Versicherungsfalles noch Beiträge zu 
entrichten. 

Nach § 28 c Abs. 2 beträgt das Altersgeld für mit- 
arbeitende Familienangehörige die Hälfte des Be- 
trages, der einem unverheirateten Unternehmer 
gezahlt wird, d. h. 50 DM monatlich. Wenn Absatz 3 
bestimmt, daß im übrigen die das Altersgeld und das 
vorzeitige Altersgeld betreffenden Vorschriften ent- 
sprechend auch für das Altersgeld an mithelfende 
Familienangehörige gelten, so bezieht sich dies auf 
die formalen Vorschriften des Normalrechtes im 
Ersten bis Sechsten Abschnitt des Gesetzes. Die §§26 
und 27 des Gesetzes können dagegen keine Anwen- i 
düng finden, da es sich hier um die Übergangs- ' 
Vorschriften für Unternehmer handelt, so wie die | 
§§ 28 a ff. Übergangsvorschriften für mitholfende ! 
Familienangehörige sind. 

Für die Gewährung von Maßnahmen zur Erhal- ! 
tung, Besserung oder Wiederherstellung der Er- i 
werbsfähigkeit, in die die mitarbeitenden Familien- 
angehörigen grundsätzlich einbezogen sind, wird als j 
Voraussetzung verlangt, daß der Antragsteller für ’ 
mindestens 60 Kalendermonate Beiträge entrichtet ; 
hat. 

Sind Zeiten einer Tätigkeit als landwirtschaftlicher ! 
Unternehmer von einem mitarbeitenden Familien- : 
ungehörigen zurückgelegt, so können diese Zeiten I 
nach § 28 c Abs. 5 für die Erfüllung der Voraus- ! 
Setzungen der Gewährung eines Altersgeldes als j 
mitarbeitender Familienangehöriger angerechnet ' 
werden. Umgekehrt ist eine Anrechnung von Zeiten i 
als mitarbeitender Familienangehöriger auf die 
Wartezeit für Unternehmer nicht möglich. 

Zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun- 
gen der eingefügten Vorschriften hat die Bundes- 
regierung vorgetragen, daß mit einer Zahl von ^ 
Altersgeldberechtigten von mindestens 87 400 und : 
höchstens 210 000 zu rechnen sei. Dementsprechend | 
würden die Aufwendungen für Altersgeldzahlungen I 
sich auf mindestens 52,4 Mio DM bzw. höchstens auf j 
126 Mio DM jährlich belaufen, Die laufenden Bei- 
tragseingänge würden auf rd. 14 Mio DM jährlich 
geschätzt, so daß auf längere Sicht eine Belastung 
des Bundeshaushalts von mindestens 38 Mio DM 
und höchstens 112 Mio DM jährlich entsteht. 


Zu Artikel 2 
Zu Nr. 1 

Die redaktionelle Ergänzung in Artikel 2 §7 Abs. 1 
stellt klar, daß die Beitragsnachentrichtung auch zur 
Erfüllung der Voraussetzungen des § 27 Abs. 5 Satz 3 
für Witwen und Witwer landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer möglich ist. 

Zu Nr. 2 

Bei der Schaffung des Artikels 2 § 7 a mit dem 
Anderungsgesetz von 1963 sind die Fälle des § 8 
Abs. 4 in Verbindung mit § 1229 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 


der Roichsvcu'sicherungsordnung (Beamte) sowie des 
§ 8 Abs. 6 (verwandle Mitunternehmer) GAL 1957 
nicht berücksichtigt worden. Da diese Personen seit 
dem 1. Januar 1962 beitragspflichtig sind, muß auch 
ihnen ebenso wie im Falle des § 8 Abs. 2 und 3 GAL 
1957 die Möglichkeit eingeräumt werden, die Vor- 
aussetzungen des § 27 Abs. 1 Buchstabe c zu erfüllen. 
Dies wiederum ist nur möglich, wenn die Frist für 
die Erklärung über die Beitragsnachentrichtung (jetzt 
31. Dezember 1964) angemessen verläiigert wird. 

Zu Nr. 3 

Der vom Ausschuß neu eingefügte § 7 b ermöglicht 
nunmehr die Gewährung von vorzeitigem Altersgeld 
auch an Personen, die noch nicht für 60 Kalender- 
mionate Beiträge entrichten konnten, weil sie ihr 
Unternehmen bereits abgegeben hatten, bevor 60 
Kalendermonate nach Inkrafttreten des Gesetzes 
vergangen waren. Der Ausschuß war der Auffassung, 
daß man in diesem Falle eine Nachentrichtung von 
Beiträgen erwarten könne. Grundsätzlich wird also 
vorzeitiges Altersgeld nur gewährt, wenn für 60 Ka- 
lendermonate Beiträge entrichtet sind. Zur Nach- 
entrichtung ist berechtigt, wer in den 25 Jahren vor 
der Abgabe; mindestens 15 Jahre landwirtschaftlicher 
Unternehmer im Sinne des Gesetzes war, das Unter- 
nehmen am 1. April 1963 abgegeben hatte und für 
die Zeit, in der er nach dem 1. Oktober 1957 land- 
wirtschaftlicher Unternehmer w ar, Beiträge entrichtet 
hat. Der Ausschuß glaubt hiermit eine Lösung ge- 
funden zu haben, die einerseits Härten bei der Ver- 
sagung des vorzeitigen Altersgeldes ausschließt, an- 
dererseits aber eine unangemessene Ausweitung des 
berechtigten Personenkreises vermeidet. 


Zvi Artikel 3 

Artikel 3 faßt den Artikel 3 des Gesetzes zur Än- 
derung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte vom 23. Mai 1963 neu. Der Ausschuß ließ sich 
dabei von dem Bestreben leiten, die Bewohner des 
Saarlandes möglichst vzeitgehend mit den Bewoh- 
nern des übrigen Bundesgebietes gleichzustellen. 
Dabei war sowohl das abweichende Recht im Saar- 
land vor der Einführung des GAL am 1. April 1963 
als auch die verspätete Einführung des GAL selbst 
zu berücksichtigen. 


Zu Artikel 4 
Zu § 1 

Da das Recht der Altershilfe für Landwirte mit In- 
krafttreten dieses Gesetzes in verschiedener Hinsicht 
geändert und verbessert wird, war eine Vorschrift 
erforderlich, die es den Alterskassen ermöglicht, auf 
Antrag zu prüfen, ob ein bereits abgelehnter Antrag 
auf Leistungen nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes günstiger zu beurteilen ist. Der Ausschuß ging 
davon aus, daß hiermit auch Anträge auf Beitrags- 
befreiung gedeckt sind, wie z. B. Fälle des § 9 Abs. 2, 
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in denen über den Beginn der Beitragsbefreiung nach | 
neuem Recht anders zu entscheiden sein wird, als 
nach bisherigem Recht. 

Zu § 2 

Die Zweijahresfrist für die Erklärung über die 
Weiterentrichtung von Beiträgen nach § 21 GAL ist 
in der Vergangenheit vielfach aus den verschieden- 
sten Gründen überschritten worden. Die Neufassung 
des § 21 wird für die Zukunft Härten in dieser Be- 
ziehung v/eitgehend ausschließen. Um auch die noch 
anstehenden Altfälle zu bereinigen, besagt Artikel 4 
§ 2, daß bis zum 31. Dezember 1966 die Erklärung 
über die Weiterentrichtung von Beiträgen auch dann 
noch abgegeben v/erden kann, wenn die Zweijahres- 
frist abgelaufen ist. 

Zu § 3 

Wie in den Rentenanpassungsgesetzen üblich, soll 
im Hinblick auf die verv/altungsmäßigen Erforder- 
nisse auch für die Anrechnung der mit diesem Gesetz 
erhöhten Altersgeldbezüge auf andere Sozialleistun- 
gen eine Karenzzeit eingeräumt werden, während 
der die erforderlichen Mitteilungen und Neuberech- 
nungen durchgeführt werden können, ohne daß es 
zu EJberzahlungen kommt. 

Zu § 4 

Der Ausschuß hielt es für erwünscht, daß das GAL 
in seiner nunmehr beschlossenen Fassung neu be- 
kanntgemacht wird. 


Zu Artikel 5 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, den land- 
wirtschaftlichen Alterskassen die Aufgabe zu über- 
tragen, für den Bund die im Bundeshaushalt bereit- 
gestellten Mittel der Investitionshilfe für landwirt- 
schaftliche Betriebe auszuzahlen. Eine Minderheit im 
Ausschuß war der Auffassung, daß es sich hierbei 
für die landwirtschaftlichen Alterskassen um eine 
sachfremde Aufgabe handele. Diese Auffassung 
wurde nicht grundsätzlich abgelehnt, doch ließ sich 
die Mehrheit von der Erwägung leiten, daß es sich 
um eine vorübergehende Aufgabe handele und daß 
die Auszahlung der Mittel von keiner anderen Stelle 
so zweckmäßig vorgenommen werden könne, wie 
von den landwirtschaftlichen Alterskassen. Anträge, 
die Übertragung der Aufgabe auf das Jahr 1965 zu 
beschränken und den Ausschuß für Sozialpolitik bei 
dem Erlaß der Richtlinien zu beteiligen, fanden 
keine Mehrheit. 


Zu Artikel 6 

Artikel 6 enthält die übliche Berlin-Klausel und 
die Inkrafttretensvorschrift. Das Gesetz soll mit Wir- 
kung vom 1. Mai 1965 in Kraft treten. Die in § 7 vor- 
gesehene Beitragserhöhung soll ab 1. Januar 1966 
wirksam werden. Der Ausschuß ging dabei davon 
aus, daß eine spätere Beitragserhöhung im Hinblick 
auf die finanzielle Situation im Haushaltsjahr 1965 
vertretbar und im Hinblick auf die erforderlichen 
1 verwaltungsmäßigen Vorarbeiten auch zweckmäßig 
I erscheine. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Berberich 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/ 1947, IV/ 2425 
— in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 
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Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Berberich 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Altershilfe für Landwirte vom 3. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 23. Mai 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 353), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorzeitiges Altersgeld erhalten Wit- 
wen und Witwer landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, wenn sie selbst nicht landwirtschaft- 
liche Unternehmer im Sinne des § 1 sind und 
wenn 

a) der verstorbene Ehegatte Anspruch 
auf vorzeitiges Altersgeld hatte 
und die Ehe vor Vollendung sei- 
nes 65. Lebensjahres geschlossen 
war oder 

b) die Witwe oder der Witwer er- 
werbsunfähig im Sinne des § 1247 
Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung ist." 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung für die Gewährung des 
vorzeitigen Altersgeldes nach Absatz 2 
Buchstabe b ist, daß der verstorbene Unter- 
nehmer für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge an die landwirtschaftliche Alters- 
kasse gezahlt hat." 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld beträgt für den verheirate- 
ten Berechtigten 150 Deutsche Mark, für den 
unverheirateten Berechtigten 100 Deutsche 
Mark monatlich." 

3. Nach § 5 werden folgende §§ 5 a, 5 b und 5 c 
eingefügt: 

n§ 5 a 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines nach die- 
sem Gesetz Beitragspflichtigen infolge von 
Krankheit oder anderen Gebrechen oder 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen 
Kräfte gefährdet oder gemindert, so kann die 


landwirtschaftliche Alterskasse Maßnahmen zur 
Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit gewähren, wenn durch sie 
die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich erhalten, 
wesentlich gebessert oder wiederhergestellt 
werden kann. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Empfän- 
ger von vorzeitigem Altersgeld, Ehegatten so- 
wie Witwen und Witwer der nach diesem Ge- 
setz Beitragspflichtigen. 

(3) Soweit nach Gesetz oder Satzung für die 
Durchführung von Maßnahmen im Sinne des 
Absatzes 1 der Träger eines anderen Zweiges 
der Sozialversicherung oder eine sonstige durch 
Gesetz verpflichtete Stelle zuständig ist, blei- 
ben deren Verpflichtung und Zuständigkeit un- 
berührt. 

§ 5b 

(1) Die Maßnahmen nach § 5 a Abs. 1 er- 
strecken sich auf stationäre Heilbehandlung 
und die Gewährung von Ersatzleistungen. Zum 
Zwecke der Durchführung dieser Maßnahmen 
arbeiten die landwirtschaftlichen Alterskassen 
und der Gesamtverband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen zusammen. 

(2) Die stationäre Heilbehandlung umfaßt 
Maßnahmen in bestehenden Einrichtungen, wie 
Krankenanstalten, Heilstätten, Kureinrichtun- 
gen und Spezialanstalten sowie Behandlung in 
Kur- und Badeorten. 

(3) Während der stationären Heilbehand- 
lung eines landwirtschaftlichen Unternehmers 
gewährt die landwirtschaftliche Alterskasse 
Ersatzleistungen bis zur Dauer von höchstens 
drei Monaten. Ersatzleistungen sind die Gestel- 
lung einer Ersatzkraft oder die Gewährung eines 
Ersatzgeldes in Höhe von 20 Deutsche Mark 
täglich. Eine Ersatzkraft soll nicht gestellt wer- 
den, wenn der landwirtschaftliche Unternehmer 
ständige familienfremde Arbeitskräfte beschäf- 
tigt. 

(4) Die zur Durchführung der Absätze 2 
und 3 erforderlichen allgemeinen Richtlinien 
erläßt die landwirtschaftliche Alterskasse im 
Einvernehmen mit dem Gesamtverband der 
landwirtschaftlichen Alterskassen. 

§ 5 c 

(1) Die Durchführung der stationären Heil- 
behandlung bedarf der Zustimmung des Be- 
treuten. 
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(2) § 1243 der Reichsversicherungsordnung ' 
gilt für landwirtschaftliche Unternehmer und t 
Empfänger von vorzeitigem Altersgeld ent- 
sprechend. § 1244 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung gilt für die landwirtschaftlichen 
Alterskassen entsprechend." 

4. In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

i 

„In den Fällen des § 3 Abs. 1 Buchstabe a, : 
§ 3 Abs. 2 Buchstabe a, § 26 Abs. 10 Buchstabe a ' 
und § 27 Abs. 5 Buchstabe a wird das Alters- ; 
geld vom Beginn des Monats an gewährt, in | 
dem die Voraussetzungen erfüllt sind." i 

I 

I 

5. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „12" durch ^ 

die Zahl „16" ersetzt. 1 


6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: ; 

„Die Beitragsbefreiung tritt mit Beginn des | 
Monats ein, in dem die Voraussetzungen j 
erfüllt sind." ; j 

b) Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen. I 


7. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: i 

„(1) Personen, die nach diesem Gesetz min- ! 
destens 36 Kalendermonate beitragspflichtig | 
waren sowie deren Witwen oder Witwer kön- I 
nen innerhalb von zwei Jahren nach dem Ende ' 
der Beitragspflicht oder nach Zustellung des ' 
Bescheides über die Aufnahme in das Mitglie- 
derverzeichnis gegenüber der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse erklären, daß sie die Ent- 
richtung von Beiträgen fortsetzen wollen. Die 
Erklärung kann bei Vorliegen der übrigen Vor- 
aussetzungen auch nach Ablauf der in Satz 1 ! 
genannten Frist abgegeben werden, wenn im j 
Anschluß an die Beitragspflicht Beiträge tatsäch- 
lich regelmäßig gezahlt worden sind. Die Erklä- | 
rung begründet Beitragspflicht vom Beginn des 
Monats an, der auf das Ende der Beitragspflicht , 
nach Satz 1 folgt, mindestens bis zur Vollen- ^ 
düng des 60. Lebensjahres oder bis zum Beginn i 
der Zahlung des vorzeitigen Altersgeldes." 


8. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„Nachentrichtung von Beiträgen 
§ 21 a 

Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, die vor der Vertreibung 
landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des 
§ 1 oder Ehegatte eines solchen Unternehmers 
waren, können Beiträge für höchstens 90 Kalen- 
dermonate nachentrichten, wenn sie für die 
Dauer von mindestens 90 Kalendermonaten bei- 
tragspflichtig nach diesem Gesetz waren." 


9. § 26 v/ird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „und seiner 
Familie" gestrichen; 

b) in Absatz 3 wird das Wort „verheirateten" 
gestrichen; 

c) in Absatz 7 werden die Worte „bis zur 
Hälfte" ersetzt durch die Worte „um ein 
Viertel". 

10. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Worte „an diesem 
Tage" gestrichen; 

b) in Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „bis 
zur Hälfte" ersetzt durch die Worte „um ein 
Viertel" ; 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 26 Abs. 3, 5, 6 und 8 gilt entspre- 
chend." ; 

d) Absatz 5 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Buchstabe a erfüllt sind oder". 

11. Nach § 27 werden folgende §§ 27 a und 27 b 
eingefügt: 

.§ 27 a 

(1) Bei Personen, die in der Zeit vom 1. Okto- 
ber 1957 bis zum 31. Juli 1963 in den Gebieten, 
die auf Grund des deutsch-niederländischen Aus- 
gleichsvertrages vom 8. April 1960 (Bundes- 
gesetzbl. 1963 11 S. 458) in die Bundesrepublik 
Deutschland eingegliedert worden sind, land- 
wirtschaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 
oder Ehegatte eines solchen Unternehmers 
waren, wird diese Zeit als Beitragszeit im Sinne 
dieses Gesetzes angerechnet. 

(2) Die Leistungen werden frühestens vom 
1. August 1963 an gewährt. 

§ 27 b 

Für Personen, die am 1. Oktober 1957 das 
50. Lebensjahr vollendet hatten, gilt § 4 Abs. 5 
nicht für die Zeit nach Vollendung des 65. Le- 
bensjahres, wenn für 90 Kalendermonate Bei- 
träge zu einer landwirtschaftlichen Alterskasse 
entrichtet sind." 

12. Nach § 28 werden folgende §§ 28 a. 28 b und 
28 c angefügt; 

„§ 28 a 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers, die am 
1. Mai 1965 das 50, Lebensjahr vollendet haben, 
erhalten Altersgeld nach Maßgabe der folgen- 
den Vorschriften. 
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(2) Als mitarbeitende Familienangehörige 
gelten Verwandte bis zum dritten Grade und 
Verschwägerte bis zum zweiten Grade sowie 
Pflegekinder (Personen, mit denen der Berech- 
tigte durch ein familienähnliches, auf längere 
Dauer berechnetes Band verbunden ist, sofern 
er sie in seinen Haushalt aufgenommen hat und 
zu den Kosten ihres Unterhaltes nicht unerheb- 
lich beiträgt), uneheliche Kinder und an Kindes 
Statt angenommene Kinder eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmers im Sinne des § 1 
oder seines Ehegatten, die in seinem landwirt- 
schaftlichen Unternehmen hauptberuflich tätig 
sind. 

§ 28 b 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige, die 
am 1. Mai 1965 das 50. Lebensjahr vollendet 
hatten, können Beiträge zur landwirtschaft- 
lichen Alterskasse entrichten, wenn sie wäh- 
rend der zehn Jahre, die dem 1. Mai 1965 oder 
dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit voraus- 
gegangen sind, mindestens 60 Kalendermonate 
mitarbeitender Familienangehöriger im Sinne 
des § 28 a Abs. 2 waren. Der Beitrag beträgt die 
Hälfte des in § 7 Abs. 2 genannten Betrages. 

(2) Für die Zeit vom 1. Oktober 1957 an, in 
der sie mitarbeitende Familienangehörige 
waren, können diese Personen Beiträge nach- 
entrichten. Der Beitrag beträgt die Hälfte des 
Betrages, den landwirtschaftliche Unternehmer 
für den gleichen Zeitraum zu entrichten hatten. 
§ 29 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht. 

§ 28 c 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige erhal- 
ten Altersgeld oder vorzeitiges Altersgeld, 
wenn sie selbst nicht landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 sind und 

a) das 65. Lebensjahr vollendet haben 
oder erwerbsunfähig im Sinne des 
§ 1247 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung sind und 

b) während der 25 Jahre, die der Voll- 
endung des 65. Lebensjahres voraus- 
gegangen sind, mindestens 180 Kalen- 
dermonate oder während der zehn 
Jahre, die dem Eintritt der Erwerbs- 
unfähigkeit vorausgegangen sind, 
mindestens 60 Kalendermonate mit- 
arbeitender Familienangehöriger wa- 
ren und 

c) für die Zeit vom 1. Oktober 1957 oder 
danach vom Beginn der Tätigkeit als 
mitarbeitender Familienangehöriger 
an bis zur Vollendung des 65. Lebens- 
jahres oder bis zum Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit für jeden Kalen- 
dermonat, in dem sie mitarbeitender 
Familienangehöriger waren, Beiträge 
zur landwirtschaftlichen Alterskasse 
entrichtet haben. 

§ 26 Abs. 5 und 6 Satz 1 gilt entsprechend. 


(2) Das Altersgeld und das vorzeitige Alters- 
geld betragen die Hälfte des in § 4 Abs. 1 für 
einen unverheirateten Berechtigten genannten 
Betrages. Die Zahlung des Altersgeldes beginnt 
frühestens am 1. Mai 1965. 

(3) Im übrigen gelten die das Altersgeld und 
das vorzeitige Altersgeld betreffenden Vor- 
schriften mit Ausnahme des § 4 Abs. 5 ent- 
sprechend. 

(4) Mitarbeitenden Familienangehörigen kön- 
nen Maßnahmen nach §§ 5 a und 5 b mit Aus- 
nahme der Ersatzleistungen gewährt werden, 
wenn sie für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge entrichtet haben. § 5 c gilt. 

(5) Zur Erfüllung der Voraussetzung des Ab- 
satzes 1 Buchstabe b werden Zeiten einer Tätig- 
keit als landwirtschaftlicher Unternehmer an- 
gerechnet. Zur Erfüllung der Voraussetzung des 
Absatzes 1 Buchstabe c werden Zeiten einer 
Beitragsentrichtung als landwirtschaftlicher 
Unternehmer angerechnet; dies gilt auch für die 
Erfüllung der Voraussetzung des Absatzes 4 
Satz 1." 


Artikel 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Alters- 
hilfe für Landwirte vom 3. Juli 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 845) in der Fassung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 353) 
wird wie folgt geändert: 


1. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Zeit, in der sie nach dem 1. Ok- 
tober 1957 landwirtschaftliche Unternehmer im 
Sinne des Artikels 1 § 1 waren, können diese 
Personen sowie deren Witwen und Witwer zur 
Erfüllung der Voraussetzungen des Artikels 1 
§ 27 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 5 Satz 3 Bei- 
träge nachentrichten." 


2. § 7 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Landwirtschaftliche Unternehmer im 
Sinne des Artikels 1 § 1, die nach § 8 Abs. 2 
und 3, § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 1229 
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 der Reichsversicherungs- 
ordnung und § 8 Abs. 6 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 
1957 nicht beitragspflichtig waren, jedoch nach 
Artikel 1 § 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Altershilfe für Landwirte vom 

3. Juli 1961 beitragspflichtig geworden sind 
und sich nach Artikel 1 § 9 Abs. 2 dieses Ge- 
setzes von der Beitragspflicht nicht haben be- 
freien lassen, können für die Zeit vor dem 
31. Dezember 1961 Beiträge nachentrichten."; 


9 



Drucksache IV/3471 


Deutscher Bundestag — • 4. Wahlperiode 


b) in Absatz 2 werden die Worte „31. Dezember 
1964" durch die Worte „31. Dezember 1966" 
ersetzt. 


3. Nach § 7 a wird folgender § 7 b eingefügt: 

.§ 7 b 

Zur Erfüllung der Voraussetzungen des Arti- 
kels 1 § 2 Abs. 1 a Buchstabe b können ehemalige 
landwirtschaftliche Unternehmer Beiträge nach- 
entrichten, wenn sie 

a) das Unternehmen am 1. April 1963 abge- 
geben hatten, 

b) während der 25 Jahre, die der Abgabe vor- 
ausgegangen sind, mindestens 180 Kalen- 
dermonate Unternehmer eines im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes liegenden landwirt- 
schaftlichen Unternehmens im Sinne des 
Artikels 1 § 1 waren und 

c) für die Zeit, in der sie nach dem 1. Oktober 
1957 landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Sinne des Artikels 1 § 1 waren, Beiträge an 
die landwirtschaftliche Alterskasse entrich- 
tet haben. 

§ 29 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht." 


Artikel 3 

Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte vom 23. Mai 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 353) wird wie folgt geändert: 


1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung des Artikels 1 gilt im Saarland 
mit folgenden Abweichungen und Ergänzungen: 

1. § 2 Abs. 1 a gilt mit der Maßgabe, daß den 
landwirtschaftlichen Unternehmern im Saar- 
land, die vor dem 1. April 1968 erwerbs- 
unfähig werden, und die für die Zeit vom 
1. April 1963 an, in der sie landwirtschaft- 
licher Unternehmer im Sinne des § 1 waren, 
Beiträge an die landwirtschaftliche Alters- 
kasse gezahlt haben, auch dann vorzeitiges 
Altersgeld zu gewähren ist, wenn sie für 
weniger als 60 Kalendermonate Beiträge ent- 
richtet haben. 

2. Die in § 3 Abs. 4 genannte Voraussetzung 
gilt bis zum 31. März 1968 auch dann als er- 
füllt, wenn für weniger als 60 Kalender- 
monate Beiträge entrichtet sind. 

3. § 9 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b gilt mit der 
Maßgabe, daß die Versicherungspflicht nach 
dem Gesetz Nr. 433 vom 7. Juli 1954 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 834) nicht als Ver- 


sicherungspflicht im Sinne dieser Vorschrift 
gilt. 

4. § 21 Abs. 1 gilt bis zum 31. März 1966 mit 
der Maßgabe, daß die Entrichtung von Bei- 
trägen auch dann fortgesetzt werden kann, 
wenn seit dem Inkrafttreten des Gesetzes im 
Saarland Beitragspflicht bestanden hat. 

5. In § 26 Abs. 1 und in § 27 Abs. 1 werden die 
Worte „1. Oktober 1957" ersetzt durch die 
Worte „1. April 1963". 

6. In § 26 Abs. 10 werden die Worte „1. Okto- 
ber 1957" ersetzt durch die Worte „1. April 
1963". 

7. § 26 Abs. 10 Satz 3 gilt bis zum 30. Septem- 
ber 1970 mit der Maßgabe, daß Absatz 7 
keine Anwendung findet, wenn seit dem 
1. April 1963 Beiträge zur landwirtschaft- 
lichen Alterskasse entrichtet sind. 

8. In § 27 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 5 Buch- 
stabe b werden die Worte „nach dem 1. Ok- 
tober 1957" ersetzt durch die Worte „nach 
dem 1. April 1963". 

9. In § 27 b werden die Worte „1. Oktober 1957" 
ersetzt durch die Worte „1. April 1963". 

10. In § 28 werden die Worte „1. Januar 1957" 
durch die Worte „1. Januar 1963" und die 
Worte „30. September 1958" durch die Worte 
„30. September 1964" ersetzt. 

11. In § 28 b Abs. 2 werden die Worte „1. Okto- 
ber 1957" durch die Worte „1. April 1963" 
ersetzt. 

12. In § 28 c Abs. 1 Buchstabe c werden die 
Worte „ 1 . Oktober 1957" durch die Worte 
„1. April 1963" ersetzt. 

13. § 28 c Abs. 4 gilt bis zum 31. März 1968 mit 
der Maßgabe, daß den mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen im Saarland die Maßnahmen 
nach §§ 5 a und 5 b mit Ausnahme der Ersatz- 
leistungen auch dann gewährt werden, wenn 
sie vom 1. April 1963 an für die Zeit, in der 
sie mitarbeitende Familienangehörige waren, 
Beiträge entrichtet haben." 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung des Ar- 
tikels 2 gilt mit der Maßgabe, das § 7 b Buch- 
stabe c für landwirtschaftliche Unternehmer im 
Saarland nicht gilt." 

Artikel 4 

§ i 

Ist ein Antrag nach den Vorschriften des Geset- 
zes über eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 
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1957 oder des Gesetzes zur Neuregelung der Alters- | 
hilfe für Landwirte vom 3. Juli 1961 oder des Ge- ! 
setzes zur Änderung des Gesetzes über eine Alters- | 
hilfe für Landwirte vom 23. Mai 1963 rechtskräftig | 
oder bindend abgelehnt worden, so ist auf Antrag : 
zu prüfen, ob die Vorschriften dieses Gesetzes gün- 
stiger sind. Ist dies der Fall, so sind die Vorschrif- | 
ten dieses Gesetzes anzuwenden. Eine Prüfung von j 
Amts wegen ist nicht ausgeschlossen. 

§ 2 

Die Erklärung über die Weiterentrichtung von 
Beiträgen nach § 21 Abs. 1 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte kann auch nach Ablauf 
der Zweijahresfrist bis zum 31. Dezember 1966 ab- 
gegeben werden, sofern die übrigen Voraussetzun- 
gen vorliegen. 

§ 3 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklä- 
ren, der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Laslenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
selz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz 
für Jugendwohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und 
Lastenzuschüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der 
Fassung vom 1. April 1965 (BundesgesetzbL I S. 177) | 
und den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach | 
den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundes- 
anzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Ge- 
M^ährung oder die Höhe der Leistungen von ande- 
rem Einkommen abhängig ist, bleiben die Erhö- 
hungsbeträge, die nach Artikel 1 § 4 Abs. 1 vom 
1. Mai 1965 an zu leisten sind, für die Monate Mai 
bis einschließlich Oktober 1965 bei den Ermittlun- 
gen des Einkommens unberücksichtigt. Die Erhö- 
hungsbelräge für den in Satz 1 genannten Zeitraum 
sind ferner bei der Gewährung von Übergangsgeld 
während der Durchführung von Maßnahmen zur Er- 
haltung, Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit durch einen Rentenversicherungs- 
träger und bei der Gewährung von Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
hilfe nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (BundesgesetzbL I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 


men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß das Bundesentschädi- 
gungsgesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter 
Berücksichtigung ihrer im Saarland geltenden Fas- 
sung anzuwenden sind. 

§ 4 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe für Land- 
wirte vom 3. Juli 1961 (BundesgesetzbL I S. 845), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte vom 23. Mai 1963 
(BundesgesetzbL I S. 353), in der nach diesem Ge- 
setz geltenden Fassung in neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 5 

Den landwirtschaftlichen Alterskassen wird die 
Aufgabe übertragen, für den Bund die im Bundes- 
haushalt bereitgestellten Mittel der Investitions- 
hilfe für landwirtschaftliche Betriebe (Einzelplan 10 
Kapitel 10 02 Titel 959) nach Maßgabe von Richt- 
linien, die vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung erlassen wer- 
den, auszuzahlen. 


Artikel 6 
§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
1965 in Kraft. 

(2) Für die Zeit vom 1. Mai 1965 bis zum 31, De- 
zember 1965 wird ein Beitrag von 12 Deutsche 
Mark monatlich für landwirtschaftliche Unternehmer 
und von 6 Deutsche Mark monatlich für mitarbei- 
tende Familienangehörige erhoben. 
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